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in den USA und Großbritannien oder die Vorbereitung von 
Kodifikationen zum Arbeits- und Sozialrecht in der BRD. 
Gerade auf dem Gebiet der ökonomischen Regulierung sind 
die herrschenden Monopole nicht selten daran interessiert, 
die Autorität des Gesetzes für die Durchsetzung bestimmter 
ökonomischer Belange zu nutzen. Gleichzeitig muß man 
jedoch beachten, daß es sich bei diesen Gesetzen teilweise 
um Rahmengesetze handelt, die inhaltlich durch Rechtsakte 
der Exekutive oder die Rechtsprechung ausgefüllt werden. 
Außerdem ist in einigen Ländern — z. B. in Frankreich 
nach der Verfassung von 1958 — die Gesetzgebungskompe­
tenz des Parlaments ausdrücklich auf bestimmte Gebiete 
reduziert worden.

Der für die Krise der bürgerlichen Gesetzlichkeit und 
der bürgerlichen Demokratie entscheidende Aspekt besteht 
dabei darin, daß der Spielraum für eine demokratische 
Mitwirkung und Kontrolle der Rechtsetzung in erheb­
lichem Maße eingeschränkt wird. Während eine solche Be­
teiligung im Rahmen des Parlaments wenigstens im be­
stimmten Grade möglich ist, ist sie bei der Rechtsetzung 
durch exekutive Organe oder Gerichte praktisch ausge­
schlossen. Diese Tendenz wird noch dadurch verstärkt, daß 
die Monopole und ihre Organisationen bei der Vorberei­
tung von Gesetzesvorhaben einen ständig größeren Einfluß 
gewinnen. Das geschieht nicht nur durch die wachsende 
Zahl von Lobbyisten, die z. B. beim amerikanischen Kon­
greß bereits weit über 5 000 beträgt, sondern mehr noch 
durch die immer enger werdende Verflechtung von Mono­
polverbänden und Ministerialbürokratie. So schätzt man 
für die BRD, daß allein der „Bundesverband der Deutschen 
Industrie“ als einer der drei Unternehmerdach verbände 
jährlich durchschnittlich 250 Eingaben an staatliche Organe 
(vorwiegend Ministerien) richtet, die großenteils in Rechts­
akten ihren Niederschlag finden. 15

Aktive Rolle der bürgerlichen Gerichte
bei der Deformation der bürgerlichen Gesetzlichkeit

Eine maßgebliche Rolle im Prozeß der Deformation der 
bürgerlichen Gesetzlichkeit fällt den bürgerlichen Gerich­
ten zu. Das bürgerliche Gericht „ist das elastischste, raffi­
nierteste und zuverlässigste Werkzeug zur Unterdrückung 
der werktätigen Massen, das im Rahmen der bürgerlichen 
,Gesetzlichkeit' wirksam wird“ .16 Im Unterschied zu den 
exekutiven Organen sind die Gerichte in der Vorstellung 
weiter Kreise der Bevölkerung noch immer mit dem Glo­
rienschein von Gerechtigkeit und Gesetzlichkeit umgeben, 
und die herschende Klasse hat großes Interesse daran, die 
Autorität und ideologische Ausstrahlung der Gerichte zu 
erhöhen. Die Gerichte übernehmen dabei nicht nur Aufga­
ben eines Ersatzgesetzgebers in Gestalt der Schaffung sog. 
Richterrechts17; sondern sollen vor allem auch den gesetz- 
und rechtswidrigen Praktiken der Exekutive und der kapi­
talistischen Unternehmensleitungen ein juristisches Ge­
wand verleihen, sie als rechtmäßig und gerecht erscheinen 
lassen.

Die Stärkung der Rolle der bürgerlichen Gerichte be­
deutet allerdings keineswegs, daß auch die traditionellen, 
mit der bürgerlichen Gesetzlichkeit verbundenen Prinzi­
pien der richterlichen Tätigkeit — wie insbesondere das 
Prinzip der richterlichen Unabhängigkeit bei der Rechtsfin­
dung — gefestigt werden. Die feste Verankerung der Ge­
richte im staatsmonopolistischen Machtapparat — die z. B. 
durch solche Einrichtungen wie die klassenmäßige Ausbil­
dung und Auswahl der Richter gesichert ist — wird zu­
nehmend dadurch unterstützt, daß man auf die Richter 
einen vielfältigen politischen, psychologischen und ökono­
mischen Druck ausübt, um ihre Rechtsprechung im Sinne 
der jeweiligen Monopolinteressen zu beeinflussen.

Verständlicherweise gibt es dazu keine statistischen 
Erhebungen, und man ist bei der Beurteilung der auf die 
richterliche Rechtsfindung wirkenden Einflußfaktoren auf 
soziologische Teiluntersuchungen und Zeugnisse einzelner

Richter angewiesen. Diese belegen, daß auf die Rechtspre­
chung nicht nur durch die übergeordneten Gerichte und 
die Dienstaufsichtsbehörden, sondern auch durch andere 
staatliche Organe und Einrichtungen der Wirtschaft ziel­
gerichtet eingewirkt wird. Dazu gehört z. B., daß die beruf­
liche Förderung der Richter und die materielle Ausstattung 
der gerichtlichen Spruchkörper von der Einschätzung der 
gerichtlichen Entscheidungen abhängig gemacht wird, aber 
auch die Ausübung von Druck durch eine manipulierte 
öffentliche Meinung (z. B. durch Kampagnen in der ört­
lichen Presse) und die Vergabe von gut dotierten Aufträ­
gen für Gutachten durch die kapitalistischen Unterneh­
men.^

Nach alledem drängt sich der Schluß auf, daß das Netz 
richterlicher Abhängigkeiten inzwischen so dicht geworden 
ist, daß von einer richterlichen Unabhängigkeit im Sinne 
einer allein am geltenden Recht orientierten gerichtlichen 
Entscheidungstätigkeit kaum noch gesprochen werden 
kann.

Gleichzeitig kann man aber auch beobachten, wie sich 
unter dem wachsenden Einfluß der Arbeiterklasse und der 
mit ihr verbundenen demokratischen Kräfte ein gewisser 
Differenzierungsprozeß innerhalb der Richterschaft voll­
zieht. Besonders auf der örtlichen Ebene nimmt die Zahl 
solcher gerichtlichen Entscheidungen zu, die eine Sanktio­
nierung gesetzwidriger Maßnahmen ablehnen und sich um 
eine konsequente Anwendung des bestehenden Rechts ein­
schließlich seiner demokratischen und sozialen Elemente 
bemühen. Beispiele dafür bieten die Urteile von Arbeits­
gerichten, mit denen politisch motivierte Entlassungen pro­
gressiv auftretender Werktätiger für unwirksam erklärt 
werden, oder Entscheidungen einzelner unterer Verwal­
tungsgerichte in der BRD, die Berufsverbotsentscheide 
staatlicher Behörden als mit dem geltenden Verfassungs­
recht unvereinbar aufheben. Hier widerspiegelt sich deut­
lich die um den Abbau bzw. die Erhaltung der bürgerlichen 
Gesetzlichkeit geführte Klassenauseinandersetzung.

Wachsender Einfluß der sozialistischen Gesetzlichkeit auf 
den Kampf der Werktätigen in kapitalistischen Ländern

Die vorstehend geschilderten Erscheinungen lassen zugleich 
die qualitative Überlegenheit der sozialistischen Gesetzlich­
keit über die bürgerliche Gesetzlichkeit deutlich hervortre­
ten. Indem die sozialistische Gesetzlichkeit den dominie­
renden Rang der Rechtsform des Gesetzes als der grund­
legenden Form staatlicher Willensbildung des werktätigen 
Volkes unterstreicht, sichert sie dessen allseitige Verwirk­
lichung sowohl zur Durchsetzung der allgemeinen gesell­
schaftlichen Belange als auch der Rechte und gesetzlich 
geschützten Interessen der Bürger. Dies schließt nicht nur 
die strikte Bindung der nachgeordneten Rechtsakte an die 
geltenden Gesetze ein, sondern drückt sich auch vor allem 
in einer hohen Autorität der Verfassung, der Gesetze so­
wie der auf ihnen aufbauenden Rechtsakte aus. Das zeigt 
sich z. B. in der neuen sowjetischen Verfassung, in der die 
sozialistische Gesetzlichkeit als eine der Grundlagen der 
gesellschaftlich-politischen Ordnung behandelt und die 
Unverbrüchlichkeit der Verfassung und der sowjetischen 
Gesetze betont wird. Im Gegensatz zur tiefen Vertrauens­
krise von Recht und Gesetzlichkeit im staatsmonopolisti­
schen Kapitalismus ist es für die sozialistischen Länder 
bereits typisch geworden, daß die rechtlichen Regelungen 
von den Werktätigen und ihren Kollektiven aktiv mitge­
staltet und bewußt realisiert werden.

Der hohe Grad von demokratischer Mitwirkung der 
Werktätigen bei der Schaffung und Anwendung des sozia­
listischen Rechts übt auf die Arbeiterklasse in den kapita­
listischen Ländern und die von ihr erhobenen Forderun­
gen einen erheblichen Einfluß aus. Solche in sozialistischen 
Ländern üblichen Formen wie die breite Diskussion von 
Gesetzentwürfen, die aktiye Rolle gewählter Vertreter der 
Werktätigen in der Rechtsprechung der gesellschaftlichen


